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Gesetz 
vom 4. Oktober 2018 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über 
die Verwalter alternativer Investmentfonds 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung:1 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 19. Dezember 2012 über die Verwalter alternativer 
Investmentfonds (AIFMG), LGBl. 2013 Nr. 49, in der geltenden Fas-
sung, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 153 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

Die zuständigen inländischen Behörden und Stellen dürfen perso-
nenbezogene Daten, einschliesslich personenbezogener Daten über straf-
rechtliche Verurteilungen und Straftaten, verarbeiten oder verarbeiten 
lassen, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz 
erforderlich ist. 

 
1 Bericht und Antrag sowie Stellungnahme der Regierung Nr. 36/2018 und 69/2018 
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Art. 162 Abs. 1a und 1b 

1a) Die zuständigen inländischen Behörden dürfen einander perso-
nenbezogene Daten, einschliesslich personenbezogener Daten über straf-
rechtliche Verurteilungen und Straftaten, übermitteln, soweit dies zur 
Erfüllung ihrer Aufsichtsaufgaben erforderlich ist. 

1b) Die Zusammenarbeit mit ausländischen Behörden richtet sich 
vorbehaltlich der nachfolgenden Absätze sowie Art. 154 Abs. 4 bis 6 und 
Art. 163 bis 170 nach Art. 26b Abs. 2 und 4 FMAG. 

Art. 167 Abs. 2 sowie 3 Einleitungssatz und Bst. c 

2) Aufgehoben 

3) Die Weitergabe von Informationen, die im Rahmen eines Informa-
tionsaustausches nach Abs. 1 übermittelt wurden, ist zulässig, wenn: 
c) bei Informationen, die von der zuständigen Behörde eines anderen 

EWR-Mitgliedstaats übermittelt wurden, deren Zustimmung zur 
Weitergabe vorliegt. Die FMA teilt im Auftrag der zuständigen in-
ländischen Behörden nach Abs. 1 den übermittelnden Behörden die 
Namen und die genaue Aufgabe der Personen mit, an die die betref-
fenden Informationen weitergegeben werden sollen. 

Art. 171 

Grundsatz 

Die FMA kann nach Massgabe von Art. 26b Abs. 3 und 4 FMAG mit 
zuständigen Behörden von Drittstaaten Informationen austauschen, 
sofern die Informationsweitergabe zum Schutz der Anleger und des 
öffentlichen Interesses notwendig ist. Art. 167 und 168 finden sinnge-
mäss Anwendung. 

Art. 179 Sachüberschrift und Abs. 1 

Veröffentlichung von Sanktionen; Bindungswirkung von Schuldsprüchen 

1) Die FMA kann die Verhängung von rechtskräftigen Strafen und 
Bussen auf Kosten des Betroffenen veröffentlichen, sofern die Veröffent-
lichung die Stabilität der Finanzmärkte nicht ernstlich gefährdet, die 
Interessen der Anleger nicht beeinträchtigt und verhältnismässig ist. 
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II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Datenschutzgesetz vom 
4. Oktober 2018 in Kraft. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Adrian Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 
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